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Nachhaltigen Konsum rechtlich 
stärken

Dieses Rechtsgutachten soll die Frage beantworten, welche rechtli-
chen Änderungen nötig sind, um Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zu einer längeren Produktnutzung anzuhalten. Wo bieten 
sich rechtliche Möglichkeiten, um Angebot und Nachfrage lang-
lebiger, reparaturfähiger und effizienter Produktalternativen zu 
fördern?  

Eine umweltfreundliche Produktgestaltung und das dadurch er-
möglichte nachhaltigere Verbraucherverhalten sind zwei wichtige 
Grundlagen für die Vermeidung von Abfällen. Nachhaltiger Kon-
sum wird bislang überwiegend durch informatorische Instrumen-
te gefördert. Juristische Voruntersuchungen haben gezeigt, dass es 
sowohl im Zivilrecht als auch im öffentlichen Recht Anknüpfungs-
punkte gibt, nachhaltigen Konsum zu stärken.

Vorhaben
In dem Forschungsvorhaben werden Vorschläge zur Steigerung 
des nachhaltigen Konsums im Zivil- und im öffentlichen Recht er-
arbeitet. Anknüpfungspunkt im Zivilrecht ist vorrangig das Kauf-
recht. Es wird u.a. untersucht, wie sich Nachhaltigkeitsaspekte 
in den Mangelbegriff (§ 434 BGB) integrieren lassen oder ob das 
Wahlrecht des Käufers (Nachbesserung oder Nachlieferung) zu-
gunsten eines Vorrangs der Nachbesserung abgeschafft werden 
sollte. 

Bei den öffentlich-rechtlichen Ansätzen werden folgende Fragen 
untersucht: Könnte eine Pflicht des Herstellers zur Vorhaltung von 
Ersatzteilen eingeführt werden? Wie steht es mit der rechtlichen 
Verankerung eines Verbots von Produkten, die nicht die Kriterien 
einer ökologischen Produktgestaltung erfüllen?  

Die Besonderheit dieses Vorhabens liegt darin, dass neben der 
Ausarbeitung von gesetzlichen Anpassungsmöglichkeiten auch 
die Akzeptanzforschung bei der Auswahl und Ausgestaltung der 
Vorschläge integriert wird. Denn Beispiele wie das Verbot energe-
tisch ineffizienter Glühlampen haben gezeigt, dass die Durchset-
zung von rechtlichen Regelungen auch immer der Akzeptanz der 
Normadressaten bedarf.
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Erwartbare Ergebnisse
Ergebnisse des  Vorhabens werden konkret ausformulierte Rege-
lungsvorschläge sein, deren Umsetzung auch aus verhaltensöko-
nomischer Sicht vielversprechend erscheinen. Diese Vorschläge 
werden dann im Rahmen eines Workshops mit politischen Ent-
scheidungsträgern diskutiert. Alle Ergebnisse werden als Studie 
veröffentlicht und in aktuelle Diskussionen und Gesetzgebungs-
verfahren eingebracht.
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Daher sollen vor der konkreten Ausformulierung der im Vorhaben 
entwickelten Regelungsvorschläge deren potentielle Wirksamkeit 
und Praxistauglichkeit auf Grundlage der Erkenntnisse aus der 
Verhaltensökonomie, der Umweltpsychologie und der Akzeptanz-
forschung geprüft werden.


